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Des Friedrichs Lügen - Ein Bericht aus Serbien

der wegen der Behauptung, aus Serbien oder Mazedo-
nien stammende Roma kämen des „Asylmissbrauchs“ 
wegen nach Deutschland, aus dem Amt gejagt werden 
müsste. Sein Argument, in diesen Ländern sind Roma 
„sicher“, daher müssten Serbien und Mazedonien „ihre 
Staatsbürger“ abhalten, in die EU auszureisen, sonst 
entzöge man ihnen die Visafreiheit, lässt jeden Nazi nei-
disch werden. 
Als ich im November in Serbien war, konfrontieren mich 
die Behörden damit, dass sie sich erpresst fühlen. Die 
Androhung von EU-Mitgliedsstaaten wie Deutschland, 
Schweden und Österreich, die Visafreiheit zu entziehen, 
wenn weiterhin Roma in die EU strömen, hat dazu ge-
führt, dass an den serbischen Grenzen absonderlichste 
Praktiken eingeführt wurden. Da Roma als Minderheit 
in Serbien nicht anerkannt und im Pass nicht als Eth-
nie vermerkt sind, schauen serbische Grenzbeamte, 
wer Romas ähnlich sieht.Wenn „verdächtige“ Familien 
die Grenze überschreiten wollen, werden sie zurück-
geschickt mit dem Argument des Kindeswohles. Bei 
Einzelpersonen wird gefragt, wohin sie wollen, ob sie 
eine amtliche Genehmigung haben und eine Wohnung 
im Ankunftsort besitzen. Obwohl serbische Roma wie 
alle anderen in Serbien lebenden Bürger das verbriefte 
Recht haben, seit der Visaliberalisierung ungehindert in 
die EU zu reisen, gibt es die Lex Roma. Das verstößt ge-
gen EU-Recht, die mit Serbien geschlossenen Verträge 
und das Diskriminierungsverbot!
Dennoch ist Bundesinnenminister Friedrich Einpeitscher 
solcher Lösungen. Er verwies auf die steigenden Asyl-
bewerberzahlen in Deutschland aus diesen Ländern. 
Im September 2012 kamen 1395 Roma aus Serbien 
und 1040 aus Mazedonien - eine Zahl, die kaum von 
massenhafter Zuwanderung zeugt. Friedrichs These 
vom Asylmissbrauch fiel auf fruchtbaren Boden, den 
der NPD. Was ist nun mit dem „Asylmissbrauch“? Ich 

Ich ärgere mich, dass Minister 
wegen erlogener Doktorarbeiten 
aus dem Amt fliegen, aber nicht 
wegen ihrer täglichen Lügen au-
Dabei wäre Bundesinnenminis-
ter Friedrich einer, der wegen 

habe in Belgrad ein Roma-Lager besucht. Es war mit-
ten in der Stadt. Das Lager bestand aus Holzkaten, mit 
Pappe bedeckt, ohne Wasser, Strom, und soziale Un-
terstützung. Die Hütten stehen auf einer Müllhalde. Die 
dort lebende Familie, Flüchtlinge aus Mazedonien, die 
Frau hochschwanger, lebt von Abfällen. Das Lager wird 
bewacht von einem Beamten, der uns verbietet mit den 
Bewohnern zu sprechen. Solche „wilden Lager“, wie sie 
in Serbien genannt werden, entstanden überall, weil 
Roma aus ihren Wohnungen vertrieben wurden oder als 
Flüchtlinge nach Serbien kamen. Mit Bulldozern hat die 
serbische Regierung dann begonnen zu räumen, ohne 
Ersatz. Hierauf hatte die EU interveniert und Mittel be-
reitgestellt, um Häuser zu bauen. Entstanden sind Cont-
ainer außerhalb Belgrads. Eine Containersiedlungbe-
suchten wir: Mitten in der Prärie, ohne Infrastruktur, 
abgestellt auf einem Feld. Die Container sehen freilich 
besse besser aus als die Lager 

in der Stadt. So wunderten 
wir uns, dass nahezu alle 
Roma von zurück in die 
Stadt wollen. Gründe sind, 
dass sie abseits der Stadt 
keinerlei Lebensgrundlage 
haben. In Belgrad gab es 

kleinere Arbeiten und das Besorgen von Nahrung aus 
den Mülleimern gewährte ihnen, wenigstens nicht zu 
verhungern.Von den Behörden werden auch Spitzel ge-
kauft damit sie Leute im Lager melden, die „verbotene 
Dinge“ tun. Mit uns zu reden sei verboten, erzählte er. 
Alle hätten Angst, gemeldet und aus den Containern ver-
trieben zu werden.Zukunftschancen hat in den Lagern, 
egal ob serbische Roma oder Roma aus anderen Län-
dern Ex-Jugoslawiens, niemand. Nach Deutschland ge-
hen, um wenigstens den Winter zu überstehen. Ist das 
wirklich Asylmissbrauch? 
Der Kern von Asylbegehren ist es, menschenunwürdi-
gen Lebensbedingungen, die die Existenz des Einzel-
nen bedrohen, zu entgehen. Statt wegzuschauen, sollte 
für den Beitritt dieser Länder in die EU, die Roma-Frage 
eine zentrale sein. Aber sie brauchen Unterstützung, 
statt die Aufforderung zum Bruch von EU-Recht, bevor 
sie Mitglieder der EU sind.
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Das neue Öl 
Vor fast einem Jahr, Ende Januar 2012, hat die Euro-
päische Kommissarin für Grundrechte, Reding, einen 
der bis 2014 wichtigsten Gesetzesvorschläge in ihrem 
Bereich vorgelegt. Es handelt sich um das Paket zur 
Reform des Datenschutzes, das genaugenommen aus 
zwei Gesetzesvorschlägen besteht, einer Verordnung, 
die den Datenschutz umfassend und in fast allen Be-
reichen regeln soll und einer Richtlinie, die den Daten-
schutz im Bereich Justiz und Strafverfolgung betrifft. 
Die Verordnung wird dabei eine Richtlinie von 1995 er-
setzen, die, entstanden in einer Zeit, als das Internet 
überhaupt erst massentauglich wurde, nicht mit allen 
Entwicklungen seitdem Schritt halten konnte und des-
halb überholungsbedürftig ist. Zu beachten ist der Un-
terschied zwischen Verordnung und RichtlinieWährend 
ersteres sofort und unmittelbar in der gesamten EU gilt, 
muss die Richtlinie im Rahmen einer Frist von allen 
Staaten in ein eigenes Gesetz gegossen werden, wobei 
ihnen immer ein gewisser Spielraum bleibt. 
Es liegt auf der Hand, dass diese Reform direkte Auswir-
kungen auf buchstäblich alle Menschen in der EU hat: 
Von uns allen werden stetig immer mehr Daten verar-
beitet, teils gewollt, teils ungewollt, und immer öfter wer-
den die Daten im Ausland verarbeitet, teils offensicht-
lich, teils verdeckt. Genau hier ist aber der springende 
Punkt, warum im Datenschutz eine europaweite Regel 
so wichtig ist. So hat zum Beispiel Facebook seinen eu-
ropäischen Firmensitz in Irland, entsprechend gelten die 
irischen Gesetze, auch gegenüber den deutschen Be-
nutzern. Ein vernünftiger Datenschutz für Alle, egal ob 
in Deutschland, in Polen, in Spanien oder in der gesam-
ten EU kann deshalb heutzutage nur noch europäisch 
erreicht werden. Dazu kommt, dass Redings Vorschlä-
ge zwar nicht perfekt sind, aber eindeutig in die richtige 
Richtung gehen.
Auch wenn der größte Teil der Debatten, die zu dieser 
Reform geführt werden, von der Öffentlichkeit weitge-
hend unbeachtet bleiben, so hat die Geschäftswelt den-
noch die Bedeutung des Projekts erkannt. Vor Anfragen 
von Lobbyisten ist im Europaparlament wohl kein Abge-
ordneter gefeit; bei den meisten Gesetzen landen etwa 
drei bis fünf dieser Anfragen in meinem Postfach, dazu 
kommt meistens noch eine NGO. Aber diesmal ist das 
anders. Es sind zwar noch immer drei Lobbyanfragen - 
allerdings am Tag, seit fast einem Jahr. Bürgerrechtler, 
Daten- und Verbraucherschützer sind zwar auch dar-
unter, verschwinden aber fast vollständig in der Masse. 
Die überwältigende Mehrheit der Lobbyisten kommt aus 
den USA oder aus der Werbebranche. Sie setzen sich 

ein für wenig Regulierung, für einen möglichst einfachen 
Datentransfer nach Amerika, wo es kein vergleichbares 
Datenschutzrecht gibt und dafür, dass weniger Daten als 
persönliche Daten gelten. Wie sich mittlerweile heraus-
gestellt hat, hat selbst die US-Regierung versucht, die 
EU-Kommission von dem Projekt abzubringen. Unnötig 
zu sagen, dass Nichts von dem im Interesse der europä-
ischen Bürgerinnen und Bürger liegt.
Daten seien das neue Öl, ist oft zu hören. Fakt ist, dass 
sehr viele Firmen mit dem Handel und der Auswertung 
personenbezogener Daten milliardenschwere Umsätze 
machen, meistens ohne dass die Nutzer darin eingewil-
ligt hätten oder nachvollziehen könnten, was mit ihren 
Daten geschieht. Datenschutz hat nicht zum Ziel, Dinge 
wie Facebook zu verbieten. Ziel ist es, den Menschen 
die Entscheidungshoheit über dieses neue Öl zu erhal-
ten, und dafür zu Sorgen, dass Angebote wie Facebook 
genutzt werden können, ohne dass wir dafür die Kontrol-
le über unsere Daten aufgeben müssen.
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Mit der Abstimmung zur europäischen 
Patentpolitik im Dezember 2012, ist 
erneut ein völlig falscher Weg einge-
schlagen worden. Das beschlossene 
System für das sogenannte Einheits-
patent wird neben der EU existieren 
und nicht der Rechtsprechung durch 

den EuGH unterliegen. Alle Forderungen, dass das Ein-
heitspatent konform mit EU-Recht sein sollten, wurden 
von der Mehrheit heute abgelehnt. Auch die Forderung, 
Softwarepatente deutlich zu verbieten, ist heute nieder-
gestimmt worden. Damit hat das Parlament auch seine 
eigene Position der letzten Jahre, die sich immer deut-
lich gegen Softwarepatente gerichtet hatte, zurückge-
nommen.
Sorgen mache ich mir um Saatgutpatente, denn auch 
das Züchterprivileg ist abgelehnt worden. Dies hätte es 
Züchtern erlaubt, Samen, die sie aus patentierten Pflan-
zen gewinnen, weiterzuverwenden. Ein großer Nachteil 
ist das Einheitspatent für viele europäischen kleine und 
mittlere Unternehmen. Durch das zukünftige Neben-
einander verschiedener Patentsysteme wird effektiv 
Rechtssicherheit abgebaut, die Kosten, die Anfallen um 
Patente vor Gericht durchzusetzen, werden steigen. Da-
runter leiden am allerwenigsten große Multis, während  
die kleinen Betriebe eine Sorge mehr bekommen.
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Eu-Parlament gibt erneut Verantwortung ab!


